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für Die Freie Stadt Danzig 


Nr. 12 Ausgegeben Danzig, den 4. April 1931 


Inhalt: Amneſtiegeſetz (S. 55). — Zweite Verordnung betreffend Aenderung von Gerichtskoſtengeſetzen 


(S. 55). — Verordnung zur Abänderung des Arbeitsgerichtsgeſetzes (S. 56). 


38 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Amneſtiegeſetz. 
Vom 31. 3. 1931. 
Artikel 1. 

Alle wegen der vor dem 9. Dezember 1930 begangenen politiſchen Verbrechen und Vergehen er⸗ 
kannten Freiheits⸗, Geld⸗ und Nebenſtrafen werden erlaſſen und die wegen ſolcher Verbrechen und 
Vergehen ſchwebenden Unterſuchungen niedergeſchlagen. 

Iſt für ſolche ſtrafbaren Handlungen eine Unterſuchung noch nicht eingeleitet, jo wird Straf— 


f freiheit gewährt. 


Die Beſtimmungen der Abſätze 1 und 2 finden auch Anmeldung auf Diſziplinarvergehen und ſolche 
Diſziplinarverfahren, in denen politiſche Vergehen den Gegenſtand des Verfahrens bilden, und andere 
Vergehen, ſoweit ſie Gegenſtand desſelben Verfahrens ſind. 

Ob eine AUnterſuchung nach dieſem Geſetz niederzuſchlagen iſt, iſt von Amts wegen in jeder Lage 
des Verfahrens zu prüfen. i 

Artikel 2. 

Von dem Straferlaß und der Niederſchlagung ſind diejenigen Perſonen ausgeſchloſſen, die aus 

offenkundiger Roheit oder aus einem niedrigen oder unehrenhaften Beweggrund gehandelt haben. 


Artikel 3. 

Ob die Vorausſetzungen des Artikels 1 bzw. 2 vorliegen, entſcheidet in Zweifelsfällen auf Antrag 
eines Beteiligten das Gericht erſter Inſtanz. 
Gegen die Entſcheidung iſt die Beſchwerde nach Maßgabe des 3. Buches der Strafprozeßordnung 
zuläſſig. g 
Artikel 4. 

Das Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 

Danzig, den 31. März 1931. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dumont. 


39 Zweite Verordnung 
betreffend Anderung von Gerichtskoſtengeſetzen. 
Vom 31. 3. 1931. 
Auf Grund des S 1 Ziffer 1 des Ermächtigungsgeſetzes vom 23. 1. 31 — G. Bl. S. 7 — wird 
folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
Artikel 1. 
Das Deutſche Gerichtskoſtengeſetz in der Faſſung der Verordnung vom 10. 3. 31 — G. Bl. 
S. 41 — wird wie folgt geändert: 
1. In § 39 a wird hinter dem bisherigen Abſatz 2 folgende Beſtimmung als neuer Abſatz 3 
eingefügt: 
„Die Gebühr wird nicht erhoben in denjenigen Fällen, in welchen gemäß § 118 
Abſ. 2 Satz 2 ZPO. das Armutszeugnis auch von der vormundſchaftlichen Behörde 
ausgeſtellt werden kann oder in welchen es der Beibringung eines Armutszeugniſſes 
nicht bedarf.“ 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 12. 4. 1931). 
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2. Im $ 73 wird dem Abſatz 2 folgender Satz zugefügt: 8 
„Das Gleiche gilt für den Fall der Zuſtellung des Zahlungsbefehls und der Klage ohne 

Inanſpruchnahme der Poſt.“ 5 

i Artikel 2. 

Diefe Verordnung tritt mit dem 1. April 1931 in Kraft. 
Danzig, den 31. März 1931. 5 55 . . 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 

Dr. Ziehm. Dumont. 


40 a Verordnung 
zur Abänderung des Arbeitsgerichtsgeſetzes. 
Vom 31. 3. 1931. 


Auf Grund des § 1 Ziffer 1 des Ermächtigungsgeſetzes vom 23. Januar 1931 (G. Bl. S. 7) 
wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: N 5 
i Artikel k. a 
Das Arbeitsgerichtsgeſetz vom 28. Dezember 1928 (G. Bl. 1929 S. 5) wird wie folgt geändert: 
1. $ 15 erhält folgende Faſſung: 3 
„Verwaltungs- und Dienſtaufſicht. 8 

Die Arbeitsgerichte ſind büromäßig und hinſichtlich der Dienſtaufſicht über die nicht⸗ 
richterlichen Beamten dem Amtsgericht anzugliedern, an deſſen Sitz ſie errichtet find. Im 
übrigen werden die Geſchäfte der Verwaltung und Dienſtaufſicht durch den Gerichtspräſidenten 
und den Senat geführt. Vor Erlaß allgemeiner Anordnungen, die die Intereſſen der als 
rechtſuchende Parteien in Frage kommenden Kreiſe berühren, find die wirtſchaftlichen Ver- 
einigungen der Arbeitgeber und Arbeitnehmer zu hören. ; 

2. S 34 erhält folgende Faſſung: e i . 
„Verwaltung und Dienſtaufſicht. a 

Die Geſchäfte der Verwaltung und Dienſtaufſicht werden durch den Gerichtspräſidenten 

und den Senat geführt, § 15 Satz 3 gilt entſprechend.“ 2 ; 
3. 8 52 Abfa 1 erhält folgende Faſſung: 

„Soweit die Beweisaufnahme am Sitze des Arbeitsgerichtes möglich iſt, wird ſie durch 
die Kammer erledigt. Iſt der Beweis nicht am Sitze des Arbeitsgerichts, aber innerhalb 
desjenigen Amtsgerichtsbezirks, in dem das Arbeitsgericht ſeinen Sitz hat, zu erheben, ſo kann 
die Erledigung dem Vorſitzenden übertragen werden. Muß die Beweisaufnahme außerhalb 
dieſes Amtsgerichtsbezirks ſtattfinden, ſo kann ſie demjenigen Amtsgericht übertragen werden, 
in deſſen Bezirk der Beweis erhoben werden ſoll. Muß fie außerhalb des Bezirks des Arbeits- 
gerichts ſtattfinden, ſo kann ſie dem Vorſitzenden desjenigen Arbeitsgerichts, oder falls dies 
aus Gründen der örtlichen Lage zweckmäßiger iſt, demjenigen Amtsgericht übertragen werden, 
in deſſen Bezirk der Beweis erhoben werden ſoll.“ 8 

4. 8 63 Abſatz 1 erhält folgende Faſſung: f 
„Das Urteil iſt von dem Vorſitzenden und dem rechtsgelehrten Mitglied der Kammer 
zu unterſchreiben.“ 
Artikel 2. 
Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. April 1931 in Kraft. 
Danzig, den 31. März 1931. i 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dumont. 


2! . 
Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth, Danzig. 


